N 5. 


Wochenblatt für das Voll. 


Sonnabend, 29. Oktober. 


Verfaſſung. 


1864. 


— . .. — ——— k—— — 
Erſcheint jeden Sonnabend. Preis e bei allen Preuß. Poftanſtalten 4½ Sgr. in Berlin bei allen Zeitungs- Spediteuren 


incl. 


otenlohn 6 Sgr. Inſerate die Jeile 3 Sgr. 


An unſere Leſer. 

Die Nummer 2. unſeres Blattes, welche ſo⸗ 
fort nach dem Erſcheinen mit Beſchlag belegt 
worden war, iſt durch Beſchluß der Raths⸗ 
kammer des hieſigen Stadtgerichts frei gege⸗ 
ben worden. Wir laſſen hier den Leitartikel, 
welcher in der confiszirten Nummer enthalten 
war, da dieſelbe wegen e e DENE ERE 

eſtiegenen Auflage unſeres attes vielen 
Abonn enten nicht zugegangen iſt, folgen. 


Schafft Frieden im Lande. 


Friede ernährt, Unfriede verzehrt, das iſt 
ein altes und wahres Sprüchwort. Der Unfriebe wird 
auch uns über kurz oder lang verzehren, wenn den Friedens⸗ 
ſtörern im Lande nicht bald das Handwerk gelegt wird. 
Seit Jahren iſt es 110 95 als ob der böſe Feind 
umginge. Die Regierung jſelbſt dent nicht zu ſehen, 
woher das Alles kommt. Denn ſie wendet ſich nicht an 
die, die es angeht, ſondern an uns. Sie ermahnt uns 
zum Frieden, ſie läßt uns ſogar ſagen, daß auch das 
Herz unſeres Königs ſich nach der Herſtellung des in⸗ 
nern Friedens 9 Das glauben wir gern; aber auch 
unſer Herz feln ſich darnach. Vor Allem müſſen je⸗ 
doch gu Herſtellung des Friedens die Herren die Hand 
an's Werk legen, die mehr Macht haben, als unſer eins. 
Sie müſſen vor Allem Ball forgen, daß den 
Beſchwerden des Landes abgeholfen werde. 

Die Laſten und Abgaben müſſen uns nicht ſchwerer 
gemacht werden, als fe ſchon find. Man muß die 
laſſen⸗ und Einkommen⸗ und Gewerbeſteuer nicht von 
Jahr zu Jahr immer höher ſchrauben, und man muß 
dafür ſorgen, daß die neue Grund⸗ und Häuſerſteuer 
nicht eine neue Laſt für uns werde. Wir bezahlen aber gern, 
was recht und billig iſt, auch wenn es uns ſauer wird. 
Dann aber verlangen wir auch, daß unſer Geld zu 
nichts Anderm als zu des Landes Nutzen ausgegeben werde. 
Aber das it nicht unſere einzige Beſchwerde. Wir 
wollen, um nur von den ping zu ſprechen, daß 
uns endlich eine beſſere Kreis- und Gemeinde⸗ 


1 gegeben wird. Wir möchten es nicht länger 
mit anſehen, daß die Bauern und oft auch die Stadt⸗ 
bürger die Kreislaſten zwar mit tragen müſſen, daß 
ſie aber ſo gut wie gar nichts mit zu reden haben, 
wenn deren Auflegung und Verwendung beſchloſſen wird. 
Auch in den Städten geht es nicht zu, wie es zugehen 
ſollte. Die Stadtverordneten haben nach der Städte⸗ 
Ordnung das geſetzliche Recht, ihren Bür ermeifter 
und 115 a ſelbſt zu wählen, aber dieſes 
Selbſt wählen hat feine 885 Grenze, ſobald auch der beſte 
und tüchtigſte Mann nicht en dan oder Magie. 
mitglied werden darf, wenn dem Landrath oder Preſi⸗ 
denten fein politiſches Verhalten nicht gefällt. 

Ferner kann es in den Schulen nicht mehr gehen, 
wie bisher. Beim Unterricht müſſen nicht mehr die Re⸗ 
gulative ſtatt des Geſetzes dienen; und es iſt nicht er⸗ 
e daß auch der ältefte und geſchickteſte Lehrer in 

er Schule nicht als der Meiſter, ſondern nur als ein 
Gehülfe und Diener oft des jüngſten und unerfah⸗ 
renſten Pfarrers gelten ſoll. Unſere Kinder und mit 
ihnen die ganze Apa des Landes leiden offenbar 
Schaden darunter, daß der Erlaß des verfaffungs- 
mäßig uns zuſtehenden Unterrichtsgeſetzes von Jahr 
zu Jahr hinausgeſchoben wird. 

Aber wir haben in Betreff der Verfaſſung über 
noch viel ſchwerere Dinge zu klagen. Die Verfaſſung 
iſt das verbriefte und beſchworene Recht des Lan⸗ 
des. Wenn der Verfaſſung ihre Kraft genommen wird, 
ſo hat jedes Recht und jedes Geſetz ſeinen Grund 
und ſeinen Boden verloren. Die Verfaſſung aber 
ſtebt und fällt mit folgenden beiden Sätzen: 

1. Kein Geſetz kann gegeben oder abgeändert oder 
aufgehoben werden ohne Zuſtimmung des 
von uns ſelbſt gewählten Abgeordneten» 
hauſes. , 

2. Die Regierung darf keine Ausgabe machen, wenn 
ſie nicht durch ein Geſetz dazu ermächtigt iſt. 

Nun aber iſt es weltbekannt, daß die Miniſter die 
alten Heereseinrichtungen ohne die Zustimmung der 
Abgeordneten abgeändert und daß ſie für die neuen 
Heereseinrichtungen das Geld des Landes ausgegeben 


haben, ebenfalls 117 die Genehmigung des Abgeordne⸗ 
tenhauſes, alfo ohne durch ein Geſeß dazu ermäch⸗ 
tigt be ſein. 

Aber nicht das allein. Der Artikel 99. der Ver⸗ 
faſſung beſtimmt, daß die Ausgaben des Staates im 
Voraus und für jedes Jahr veranſchlagt, und daß ſie 
jährlich durch ein Geſetz feſtgeſtellt werden müſſen. 
Aber ſeit drei vollen Jahren iſt ein ſolches 
Staatshaushaltsgeſetz nicht zu Stande gekom⸗ 
men. In Folge deſſen verausgabt die Regierung nun 
ſchon im dritten Jahre ohne Ermächtigung bus tr⸗ 
1 0 ein Geſetz die Gelder, die von uns an die Staats⸗ 
aſſe bezahlt werden. 

Die Freunde der Miniſter erklären ſelbſt, daß ein 
ſolches Verfahren ganz und gar nicht in der Ordnung 
jet. In der „Provinzial⸗Korreſpondenz“ beklagen fie ſo⸗ 
ar dieſen „unregelmäßigen Zuſtand des Staatshaus⸗ 
zalts und des Verfaſſungslebens.“ Und doch fordern 
te von unſern Abgeordneten, dieſe Unregelmäßigkeiten 
gutzuheißen. Wenn die Abgeordneten das khun, 
ſagen fie, wird wieder Friede im Lande fein. 

Wir aber ſagen: Mit ſolcher Nachgiebigkeit 
wird nicht dauernder Friede geſäet, ſondern 
künftiger Krieg. Denn wenn die Abgeordneten, die 
wir nach unſerer eigenen Ueberzeugung gewählt haben, 
den Miniſtern in die ſer Weiſe nachgeben würden, ſo 
würden ſie nach unſerer Anſicht das Recht des Landes 
und den Willen des Volkes verkennen. Sie würden 


damit gleichſam feſtſtellen, daß künftighin jeder 
Minister in ſedem vorkommenden Falle die Erlaubniß 


at, ſich über die Verfaſſung hinwegzuſetzen, und zwar 
zig fle, um Geld auszugeben, wie viel und 5 
er will. Wenn aber das höchſte Geſetz des Landes 
ſo wenig beachtet würde, ſo würde damit die Achtung 
und der Gehorſam für jedes Geſetz im Lande verloren 
ehen; dann herrſcht überall die Gewalt und nirgend 
as 715 Wo aber die Gewalt im Lande umgeht, da 
iſt nicht Friede, ſondern Krieg. Wir wollen den 
Frieden und darum wollen wir, daß die e e 
und das Geſetz heilig gehalten werde von Allen, 
für Alle und wider Alle ö 5 
Schaffet Frieden im Lande, auf daß nicht das 
Wort der Schrift an uns erfüllet werde, das bei Lukas 
Kap. 11. alſo lautet: 2 
Ein jegliches Reich, ſo es mit ihm ſelbſt un⸗ 
eins wird, das wird wüſte, und ein Haus fällt 
e jeden durch bie Wieberberſel 
affet den Frieden du e Wie derherſtellung 
des Rechts. 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. In den letzten Wochen hat die 15 1 
wiederum einer großen Anzahl von Wahlen zu ftäi 0 en 
Aemtern die Beſtätigung Fallen Wenn wir berückſichti⸗ 
gen, daß in verſchiedenen Fällen ganz offen ausgesprochen 
worden iſt, daß die politiſche Geſinnung der Gewählten der 
Grund der Nichtbeſtätigun 8 ſo gewinnen dieſe vielfachen 
Nichtbeſtätigungen eine hohe edeutung. Wir find weit ent⸗ 


„würde, bei einer ſolchen die Mehrheit A erha 
geor! 


fernt, darin ein Zeichen der ungeſchwächt andauernden oder 
ſich ſteigernden Oppoſition gegen das Miniſterium alien 
u wollen, denn die ſtädtiſchen Wahlen unterſcheiden ſich von 
en politiſchen dadurch, daß fie nicht nach der Partei tellung, 
ſondern nach der bürgerlichen Tüchtigkeit getroffen werden. 
Aber die nackte Thatſache, daß die weitaus obwiegende Mehr⸗ 
u derjenigen, welche von ihren Mitbürgern für die tüchtig⸗ 
ten und für die opferfreudigſten Bürger gehalten werden 
(die meiſten dieſer Aemter in den ſtädtiſchen Verwaltungen 
erfordern viel Arbeit und bringen keinen materiellen Gewinn), 
ſich in Oppoſition gegen die Nee Regierung befindet, 
dieſe Thatſache allein ſpricht laut und deutlich für die un⸗ 
veränderte Stellung des Volkes zu den Fragen, deren baldige 
Entſcheidung wir zum Beſten unſerer i er- 
warten. — Herr v. Bismark weilt 1 1 immer in Frankreich, 
und nach den neueſten Nachrichten hat er mit dem Kaiſer 
und ſeinem Miniſter En Beſprechungen. Der Zwed 
dieſer Zufammenkunft wird verſchiedentlich gedeutet; nach 
der einen Anſicht handelt es ſich um die Abſchließung 
eines ga Kin politiſchen Bündniſſes zwiſchen Preu⸗ 
ßen Han acın eich, nach der anderen Ansicht will Herr 
v. Bismark ſein angeblich in Wien gegebenes Verſprechen 
einlöſen und verſuchen, vom Kaiſer oleon in perſön⸗ 
licher Verhandlung ‚eine Aenderung des Handelsvertrages 
fun Gunſten Oeſterreicha zu erlangen. Letzteres würden wir 
ür ein Unglück halten, denn das, was Defterreich verlangt, 
widerſpricht den Grundſätzen des Freihandels, welche fortan 
im Gebiete des Zollvereines herrſchen ſollen. Oefterreich ver⸗ 
langt für einige ſeiner Artikel bei der Einfuhr in den Zoll⸗ 
verein einen niedrigeren Zollſatz als für dieſelben Artikel bei 
der Einf 5 ich b. wird. Bei der Gewäh⸗ 
rung dieſes Verlangens würde der Zollverein die öſterreſchiſchen 
Fabrikanten durch eine Art von Schutzzoll begünſtigen, eine 
Maßregel, zu welcher er gar keinen Grund hat. 


Während man vor einiger Zeit davon ſprach daß die Kam⸗ 
mern noch in dieſem Jahre, ungefähr in der erſten Hälfte des 
Dezember, zuſammenberufen werden ſollten, wird dieſe Nach⸗ 
richt jetzt widerrufen, und mitgetheilk, vaß an einen Zuſammen⸗ 
tritt der Kammern in dieſem Jahre nicht gedacht werde. Außer 
dem Geſetz über den Staatshaushalt für das Jahr 1865 be⸗ 
zeichnet man als Vorlagen, welche die Regierung den Kammern 
machen will, unter andern ein Geſetz über die Aufhebung 
der beſtehenden Beſchränkungen des Zinsfußes und die Vor⸗ 
lage über die Militärreorganiſation in derſelben Form, wie 
dieſelbe ſchon einmal der Berathung der Volksvertretung 
unterbreitet war. Wenn aber nicht Alles täuſcht, & glaubt 
man in maßgebenden Kreiſen nicht an eine lange Thätigkeit 
der Kammern, ſondern denkt jetzt ſchon eifrig an eine Neu⸗ 
wahl und an die Art und Weiſe, wie es su möglich fein 
en. 

Von den vielen Prozeſſen, welche nete der zweiten 
Kammer, welche Staatsbeamte ſind, gegen den Fiskus wegen 
Einbehaltung ihrer Aemter angeſtellt haben, find wiederum 
einige zur ſcheidung gelangt. In Königsberg hat das 
Oſtpreußiſche Tribunal in der Klage des Kreisrichters Chomſe 
in Kulm und des Kreisgerichtsdirektors Schumann in Sens⸗ 
burg, welche beide in erſter Inſtanz ihre Prozeſſe gewonnen 
hatten, als zweite Inſtanz die Kläger mit ihren Gorberumgen 
abgewieſen. In Neuwied dagegen hat am 20. d. M. das 
Kreisgericht den Fiskus verurtheilt, den Abgeordneten Kreis⸗ 
gerichtarath Hahn aus Wetzlar und Kreisrichter Dahlmann 
aus Linz a. R. ihr volles Gehalt ohne Abzug der Stellver⸗ 
tretungökofien u 1 $ 

Die preußiſche eſandtſchaft in Ken zeigt an, baß 
ihr nichts davon bekannt iſt, daß die ruſſiſche Regierung 


irgend welche Garantie für deutſche Einwanderer übernehme, 
ie er Sefanbtfönft. allen Ernſtes vor ſolchen Ein- 
wanderungsunternehmungen. 

In gun it 5 der zum Stadtrath gewählte Kauftnann 
Teubner, welcher von der ah) zu Gumbinnen 
nicht Beftätigt werden war, jetzt nachträglich auf nochmalige 
Vorſtellung des 1 71 die Deftätigung erhalten. 

In der Gemeinde Rothmuffeln in Weſtphalen hat der 
Landrath zweimal die von der Gemeinde getroffene Wahl 
eines Vorſtehers nicht genehmigt, und ſchleßlich elbſt einen 
Gemeindevorſteher ernannt. Bis jetzt ſind ſolche Nicht⸗ 
beſtätigungen ländlicher Wahlen noch ſehr vereinzelt. 

be lite Solkein. Die Stände des Herzogthums 
Lauenburg haben verlangt, daß ihr Land von Preußen an- 
nektirt werden ſolle. Man könnte darin einen erſten Schritt 
ur Herſtellung der deutſchen Einheit erblicken, wenn nicht 
der rund, welcher die Stände zu ihrem Entſchluſſe be⸗ 
15 hat, der Su) geweſen wäre, ihre feudale Verfaſ⸗ 
3 Ei retten. Zu dieſem Zweck haben ſie je! in ihrem 
Beſchluß wohlweislich den Satz aufgenommen, daß das Ver⸗ 
Fo des Herzogthums Lauenburg zu dem Königreich 

eußen ganz eben fein ſollte wie früher das Verhältniß 
zum däniſchen Königreiche war. 

Mecklenburg. ie es heißt, wird die Regierung die 
bekannte igel Verordnung dem Landtage nicht vorlegen. 
Man weiß nicht, ob das Miniſterium fürchtet, daß ſelbſt 
der Mecklenburgiſche Landtag dieſem Geſetze feine Zuftim- 
mung verſagen würde, oder ob der Großherzog dem Adel 

Laudes. das Errupa ren will, gegenüber dem 
ganzen civiliſirten Europa ein ſolches Geſetz anzunehmen. 

Naſſan. Eine Verſammlung der liberalen Partei in 
Niederwalluf iſt von der Polizei aufgelöſt worden, wäh⸗ 
rend die Klerikalen 11 nach wie vor ihre Verſamm⸗ 
lungen halten. Die aufgelöſte Verſammlung war aber um ein 
Auskunftsmittel, ihre Berathungen fortzusetzen, nicht de 
die Naſſauer fuhren ummeiip Aber den Rhein nach Büden⸗ 

eim, wo ſie ungeftört ihre Versammlung fortſetzen konnten, 
da ſie ſich auf c heſſiſchem Boden befanden. 
Man ſieht, die deutſche Kleinſtaaterei iſt doch zu etwas gut. 

Baiern. Es hat ſich noch immer kein Miniſter für den 
abgetretenen Herrn v. Schrenk gefunden. Da man nicht an⸗ 
nehmen kann, daß es in Baiern an Perſonen fehlt, welche 
gern im Miniſterium ſitzen, fo zeigt dieſer Umſtand deutlich, 
wie an Herr v. Schrenk durch ſeinen Widerſtand gegen 
die Annahme des Handelsvertrages mit Frankreich die Lage 
verfahren hat, ſo daß ſich jetzt Niemand findet, der es zu 
unternehmen wagt, die Sache in das rechte Geleiſe zu bringen. 

Oeſterreich. Es hat den Anſchein, als ob jetzt endlich 
gl iechberg wirklich von dem Schauplatz feiner mehrjähri⸗ 
gen Thätigkeit abtreten werde, doch beſchränken ſich alle Nach- 
richten bis jetzt noch auf das Gerücht, daß er feine Ent⸗ 
laſſung 1 habe, über eine Annahme ſeiner Entlaſſung 
liegt noch keine Nachricht vor. Eine der e 
für die Entwicklung Oeſterreichs liegt in dem Umſtande, daß 
ſich einige der verſchiedenen Völkerschaften, welche unter dem 
Szepter des Hauſes Habsburg⸗Lothringen vereinigt find, 
bis jetzt eic entſchließen konnten, den allgemeinen Reichs⸗ 
Ei 
iſt. 


iden, fo daß derſelbe immer ee ein Stückwerk 

etzt heißt es, daß die Polen ſich entſchloſſen haben, 

dem Reichsrath beizutreten. Es würde dann alſo hauptſächlich 

nur noch darauf ankommen, die Ungarn zu bewegen, ein 

Hleißen zu thun. Ob dies dem Nachfolger des Grafen Rech⸗ 
erg gelingen wird, iſt noch ſehr zwelfelha 

Italien. Das italienische Parlament iſt zuſammen⸗ 

getreten, und die Regierung hat ihm den Vertrag mit Frank⸗ 


rechtigt wäre, ihm diejenigen Geldmittel zu verfagen, 


reich fo wie das Geſetz, welches die Verlegung der Haupt. 
ſtadt des Reiches nach Florenz anordnet, vorgelegt. Aus 
allen Schriftſtücken geht ganz deutlich hervor, daß der Ge⸗ 
danke, schließlich Rom doch noch zur Hauptſtadt des Reiches 
zu machen, nicht aufgegeben iſt. 
„Sprechen wir nicht von Verſöhnung!“ 

fagte der Miniſter des Innern, als er zu Merjeburg auf 
Veranlaſſung einiger Mitglieder des ſächſiſchen Provinzial 
landtages die Geſundheit Sr. Majeſtät des Königs aus. 
brachte. „Ueber Grundſätze“, fügte er hinzu, „verſöhnt 
man ſich nicht!“ Das ha doch einmal ein aufrichtiges 
Wort und wir ſind dem Miniſter des Innern dankbar dafür, 
daß er es ausſprach. Nun wird doch hoffentlich dem uner⸗ 
träglichen Gewäſche der feudalen Zeitungen und Korreſpon⸗ 
denzen über die verföhnlichen Anſichten der Regierung Einhalt 
92 75 werden. Mindeſtens ein Mal in jeder Woche wußten 
dieſe Blätter des Langen und Breiten darüber zu ſchreiben, 
wie ſehr die Regierung dazu geneigt wäre und wie allein 
die Halsſtarrigkeit und Herrſchſucht der Volksführer daran 
Schuld wären, daß dieſelbe nicht zu Stande käme. Heute 
weiß es aber alle Welt, daß dem nicht jo iſt. Der Miniſter 
des Innern hat den leitenden Gedanken der zeitigen Regie 
rung, welcher bereits in den unzähligen Nichtbe ſtätigungen 
liberaler Schulzen und Stadträthe, in den vielen Strafver⸗ 
fegungen und Amtsentſetzungen liberaler Beamten feinen 
thatſächlichen Ausdruck gefunden hatte, e eſprochen, 
indem er fagte: „ſprechen wir nicht von Verſöhnung; 
über ther Apen verſöhnt man ſich nicht!“ 

Dieſer Ausſpruch hat übrigens noch den weiteren Vor, ug, 
daß er den Punkt richtig bezeichnet, um welchen bei Br 
Streite zwiſchen der Regierung und der Volksvertretung ſich 
Alles dreht. Ja! es ſind grundſätzliche Meinungs⸗ 
barsch den ten welche dieſen Streit hervorgerufen. Die 
Regierung behauptet, daß das Abgeordnetenhaus nicht (de 
welche 
ſie, nach ihrer Auffaſſung, zum Regieren braucht. Wie viel 
Geld 0 zur Vell des pieußiſchen 9 noth⸗ 
wendig ſei, darüber kann man lange ſtreiten; das eine wird 
indeß wohl jeder arten, daß ein weiſes Miniſterium nicht 
mißt ausgeben ſoll, als es zur i hat. Bersten 
mäßig kann es aber nur jo viel zu feiner Ve 

aben, als ihm der Landtag 1 5 Für letzteren 
inwiederum giebt es verfaſſungsmäßig keine Beſchränkung 
eines Ausgabebewilligungsrechtes. Der von der gegenwärti⸗ 
gen Regierung aufgeſtellte Grundſatz iſt daher ein unrichtiger, 
und das Abgeordnetenhaus würde ein ſchweres Unrecht an 
ſeinen Wählern begehen, wenn es ſich mit der Regierung 
über dieſen Grundſatz verſöhnte, d. h., nach Anſicht un⸗ 
ſerer Gegner ſeine Grundſätze aufgeben und die Anſchauung 
der Regierung als richtig anerkennen würde. 

Wenn der Miniſter des Innern, in dem weitern Verlaufe 
der Rede, feine Merſeburger Freunde aufgefordert hat, „uns 
ermüdlich für 0 für ung und Verſtändigung zu wirken“, ſo 
wollen wir auch fü 


ügung 


ür uns dieſes Wort gern annehmen. Das 
reußiſche Volk hat durch dreimalige, kurz 1 5 
1975 Wahlen bewieſen, daß es zu den Vertheidigern 
115 Rechtes a und die Regierung ſcheint daher das 
uflöfen des Abgeordnetenhauſes, als hoffnungslos, auf 
egeben zu haben. Das Abgeordnetenhaus dürfte alſo der 
Berſtändigun mit dem Volke weniger bedürfen. Wer 
will es Inden leugnen, daß das Volk den inneren Streit 
ſchwer empfindet, welcher ſo trübe Schatten über die Erfolge 
nach Außen wirft, deren ſich sl u erfreuen es desha 

kaum im Stande ift. Eine ſolche Stimmung macht zur 
„Verſöhnung“ geneigt. Darum iſt es die ernſte Pflicht aller 


derer, welche einſehen, daß dieſe e wie fie in ge⸗ 
wiſſen Kreiſen gewünſcht wird, nur über der Leiche unſres 
öffentlichen Rechtes geictoffen werden kann dem Volke ſtets 
das wahre Wort des Miniſters des Innern vorzuhalten: 
„Sprechen wir nicht von Verſöhnungz ü 
ſätze verſöhnt man ſich nicht! 

Suche vielmehr jede Partei offen und ehrlich für Auf⸗ 
klärung zu wirken, damit die wahre Verſöhnung, d. h. 
die gemeinſame Anerkennung der gleichen Grundſätze, endli 
dem ſchweren Streite in unſerem Lande ein Ende mache. 

5 Sprechſaal. 

Die erſten Schritte der franzöſiſchen Nationalverſammlung 
im Jahre 1789 haben einen ſolchen Eiufluß auf die Geſtal⸗ 
tung der Weltlage ausgeübt, daß ſie wohl verdienen, fort⸗ 
während in lebendigem Andenken erhalten zu werden. 

Die Verſammlung, in welcher die wichtige Frage zur 
Entſcheidung lag, ob die drei Stände, Adel, Geiſtlichkeit und 
Bürgerſchafk gemeinſam oder jeder Stand für ſich berathen 
ſollte, hatte ſich am 19. Juni, nachdem am 18. die Ver⸗ 
ſammlung der bürgerlichen Abgeordneten den Titel National⸗ 
verſammlung angenommen hatte, auf den 20. Juni ver⸗ 
tagt. Als ſie zur Sitzung kamen, fanden ſie den Saal ge⸗ 
ſchloſſen, weil die „Königliche Sitzung“, in welcher von der 
Regierung die Frage, ob getrennte, ob gemeinſame Berathung, 
entſchieden werden ſollte, erſt auf den 22. angeſetzt war. 
Auf den Rath ihres Präſidenten, Bailly, zogen die bürger⸗ 
lichen Abgeordneten in ein nahe gelegnes Ballhaus, und dort 
ſchwuren ſie in feierlicher Sitzung, ü nicht zu trennen, bis 
die Verfaſſung für das Königreich feſtgeſetzt ſei und auf 
ihrer Grundlage re Nach dieſem Schwur, dem fämmtliche 
Anweſende bis auf einen Einzigen beitraten, trennte man 
ſich, um ſich in der „Könitzlichen Sitzung“, welche endlich 
am 23. Juni 1789 ſtattfand, mit den beiden übrigen 
Ständen wieder zu vereinigen. Dieſe, für die Entwicklung 
der franzöſiſchen Revolution ſo bedeutungsvolle Sitzung 
ſchildert Thiers folgendermaßen: „Der König nahm das Wort, 
und verrieth ſich, indem er für ſeinen Charakter zu 7 
Worte ſprach. Man ließ 1175 Vorwürfe machen, und Be⸗ 
Ik ertheilen. Er gebot die Trennung in drei Stände, 
kaſſirte die Beſchlüſſe des dritten Standes, verſprach die 
Aufhebung der Geldvorrechte zu beſtätigen, wenn ſie von 
den Beſitzern angeboten werden würde, er beſtätigte alle 
Lehnrechte, ne die nützlichen als die blos ehrenvollen, 
als unverletzbares Eigenthum; er befahl nicht die Vereini⸗ 
gung der drei Stände bei wichtigen Angelegenheiten, ſondern 
er ließ ſie blos von der Mäßigung der erſten Stände hoffen. 
So wollte er den Gehorſam der Gemeinen erzwingen, aber 
begnügte ſich mit der Hoffung auf den der Ariſtokratie. 
Er überließ es dem Adel und der Geiſtlichkeit, darüber zu 
entſcheiden, was fie ſpeziell betreffe, und endigte mit der Er⸗ 
klärung, daß er, wenn er nun noch Hinderniſſe finden würde, 
ganz allein ſein Volk glücklich machen und ſich als deſſen 
einzigen Stellvertreter betrachten würde. — Dieſer Ton, dieſe 
Sprache erzeugten einen allgemeinen tiefen Unwillen, nicht 

egen den König, der nur ſchwach Leidenſchaften darzuſtellen 
bemüht war, die er nicht hatte, ſondern gegen die Ariſtokratie, 
deren Werkzeug er war. 

Sogleich nach ſeiner Rede befahl er der Verſammlung, 
ſich augenblicklich zu trennen. Der Adel folgte ihm, und ein 
Theil der Geiſtlichkeit. Die übrigen Abgeordneten der Geiſt⸗ 
lichkeit und alle Gemeinen blieben und beobachteten ein tiefes 
Schweigen; da erhob ſich Mirabeau, der immer der erſte 
war und rief: „Meine Herren, was Sie ſo eben gehört haben, 


ber Grund⸗ 


könnte das Glück des Staates vielleicht ma en, wenn Ge⸗ 
we der Zwingherrſchaft nicht immer geſahec ae 
ozu die Entheiligung des Nationaltempels, um Ihnen 
zu vefehlen glücklich Aae — Wo ſind die Feinde der 
Nation? It denn Catilina vor den Thoren? — Ich ver⸗ 
lange, daß Sie ſich in Ihre Würde und in Ihre gefe gebende 
eat 1 bent J ſich der Heiligkeit Ihres Eides er⸗ 
; etet Ihnen nne ie di 
Verfaſfung gemacht haben.“ ſeh zu kennen, ehe Sit die 
. er Groß⸗Ceremonien⸗Meiſter, Marquis von Breze trat 
etzt wieder in den Saal und wendete ſich an Bailly: „Sie 
Baker den Befehl des Königs gehört.“ Bailly antwortete: 
‚rich will die der Verſammlung einnehmen.“ Da trat Mirabeau 
vor und ſagte: „Ja, mein Herr, wir haben den Willen ges 
11 55 den man dem Könige eingeflößt hat; Sie aber haben 
hier weder Stimme, noch Sitz, noch Recht zu reden. Doch, 
um jeden Aufſchub zu vermeiden, N Sie, und ſagen 
Sie Ihrem Herrn, daß wir hier im Auftrag des Volkes find, 
und daß man uns nur durch Bayonnette vertreiben witd.“ 
Herr von Breeze geht. Sieyes ſpricht: „Wir find heute, 
was wir geſtern waren; berathen wir.“ Die Verſammlung 
IE ſich, um über die Aufrechthaltung ihrer früheren Ber 
chlüſſe zu berathen. „Der erſte dieſer Boſchlüſſe ſagt Barnave, 
has ausgeſprochen, was Sie ſind; der zweite ee über 
bgaben, welche Sie allein das Recht haben, zu bewilligen; 
der dritte iſt ein Eid, Ihre Pflicht zu erfüllen. Keiner der⸗ 
ſelben bedarf einer . ber eſtätigun „ und was der 
König nicht das Recht zu bewilligen hat, das kann er auch 
nicht verhindern.“ In dieſem Augenblick treten Arbeiter in 
den Saal, um die Bänke wegzunehmen, und Bewa 


iehen dur Andere umgehe ihn von Außen; die 
kehre a b e dee e dee 


bleibt unbeweglich auf ihren Sitzen und ſammelt die Stimmen: 
die Beſchlüſſe werden einmüthig beſtätigt. Diefes war aber 
nicht genug: im Schoße dieſer Königsſtadt, mitten unter den 
Dienern des Hofes, ohne den Beiſtand des ſpäter ſo. furcht⸗ 
baren Volkes, konnte die Verſammlung bedroht werden. 
Mirabeau erſcheint wieder auf der Rednerbühne und ſchlägt 
vor, die Unverletzlichkeit jedes Abgeordneten zu beſchließen. 
Sogleich erklürt dies die Verſammlung, welche der Macht 
nichts entgegenſetzen kann, als einen majeſtätiſchen Willen; 
ſie erklärt jeden für ehrlos, für einen Verräther und eines 
Todes würdigen Verbrechens ſchuldig, der ſich an der Perſon 
eines Abgeordneten vergreifen würde. 

Während dieſer Zeit machte der Adel, welcher den Staat 
durch dieſes lit de justice (Königliche Ster gerettet glaubte, 
dem Könige ſeinen Glückwunſch, dann der Königin, die ihren 
Sohn auf dem Arme hatte, und ihn dieſen getreuen Dienern 
zeigte, und ſo ihre Verſprechen und Schwüre annahm, ſich 
einem unglücklichen Vertrauen überlaſſend.“ 

Briefkaſten. . 

Auf vielfache Anfragen an uns müſſen wir bemerken, 
daß die ven ung” von den Abonnenten bei dem nächften 
Poſtamt beftellt werden muß; eine Ueberweiſung des Abonne⸗ 
ments von hier aus, wie ſolche vielfach gewünſcht worden, 
iſt nach den beſtehenden Vorſchriften nicht thunlich, und eine 
Ueberſendung unter Kreuzband würde den Preis des Blat⸗ 
tes mehr als verdoppeln. Zugleich bemerken wir, daß, wenn 
eine Poſtanſtalt das Abonnement nicht annehmen will, dies 
nur auf einem Irrthum der betreffenden Beamten beruhen 
kann, da das Blatt in das neueſte Preisverzeichniß der kö⸗ 
niglichen Poſtämter aufgenommen 


Die Kebaftton der Verfaſſung. 
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